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	Verwaltungsgericht Aachen 

- Terminvorschau Juni 2021 - 

	
	Adalbertsteinweg 92
52070 Aachen
Tel.: 0241 / 9425-0
 Fax: 0241 / 9425-83260
Pressedezernent:
 Vorsitzender Richter am Verwaltungsgericht Dirk Hammer      (Tel.: 0241 / 9425-33261)
Vertreter:               Vizepräsident des Verwaltungsgerichts Markus Lehmler
 (Tel.: 0241 / 9425-33208)
                              Richterin Anna-Lena Beckfeld                                                   (Tel.: 0241 / 9425-33255)
                              Richter David Retzmann                                                            (Tel.: 0241 / 9425-33237)                                                                                               

                             


Die folgende Zusammenstellung enthält - vorbehaltlich weiterer Ladungen und mög​licher Terminsaufhebungen - eine Übersicht über ausgewählte öffentliche Verhandlungen des Verwaltungsgerichts Aachen, die im Monat Juni 2021 vorgesehen sind.

Es wird darauf hingewiesen, dass wegen der anhaltenden Corona-Pandemie derzeit die Zahl der Zuschauerplätze in den Sitzungssälen stark beschränkt ist. Die vorhandenen Plätze werden nach dem Prioritätsprinzip vergeben. 

Pressevertreter werden gebeten, sich bei einem Teilnahmewunsch vorher mit der Pressestelle in Verbindung zu setzen.

07.06.2021

Justizzentrum Aachen, Sitzungssaal A 2.012

Uhrzeit: 10.15 Uhr

Aktenzeichen: 7 K 604/21

N. N. ./. Kreis Düren 

Der Kläger begehrt die nachträgliche Feststellung der Rechtswidrigkeit einer infektionsschutzrechtlichen, inzwischen außer Kraft getretenen Allgemeinverfügung vom 5. März 2021. Mit dieser hatte der Beklagte befristet bis zum 21. März 2021 eine generelle Maskenpflicht in der Dürener Innenstadt sowie ein Verweilverbot in den innerstädtischen Parks und Grünanlagen angeordnet. Zur Begründung hatte er auf das aktuelle Infektionsgeschehen und die hohen Inzidenzwerte in der Stadt Düren verwiesen. Der hiergegen gerichtete Eilantrag des Klägers hatte Erfolg (7 L 147/21; vgl. die Pressemitteilung vom 12. März 2021).
07.06.2021

Justizzentrum Aachen, Sitzungssaal A 2.011

Uhrzeit: 10.00 Uhr

Aktenzeichen: 10 K 1524/19

N. N. ./. Stadt Jülich 

Die Klägerin begehrt von der Beklagten die Erteilung einer Sondernutzungserlaubnis zum Aufstellen von Altkleider-Containern im öffentlichen Straßenraum. Der Erlaubnisantrag wurde u. a. abgelehnt unter Verweis darauf, dass die Standplätze für das laufende Jahr bereits vergeben seien. Im Laufe des Klageverfahrens wurde durch die Beklagte ein neues Vergabekonzept entwickelt, nach dem die Aufstellung und Leerung der Container „in eine Hand“ gegeben werden solle. Die Klägerin bestreitet die Rechtmäßigkeit einer auf dieses Konzept gestützten Vergabe.
Die Verhandlung findet als Videoverhandlung statt.

07.06.2021

Justizzentrum Aachen, Sitzungssaal A 2.011

Uhrzeit: 11.00 Uhr

Aktenzeichen: 10 K 292/20 

N. N. ./. Gemeinde Kreuzau 

Die Klägerin begehrt von der Beklagten die Erteilung einer Sondernutzungserlaubnis zum Aufstellen von Altkleider-Containern im öffentlichen Straßenraum. Die Beklagte hatte die Erlaubnis u. a. deshalb versagt, weil mit einer gemeinnützigen Organisation bereits ein ungekündigter Pachtvertrag über die Aufstellung derartiger Container abgeschlossen worden sei und alle Standplätze belegt seien.
Die Verhandlung findet als Videoverhandlung statt.

07.06.2021

Justizzentrum Aachen, Sitzungssaal A 2.011

Uhrzeit: 12.00 Uhr

Aktenzeichen: 10 K 1637/20 

N. N. ./. Stadt Geilenkirchen 

Die Klägerin begehrt von der Beklagten die Erteilung einer Sondernutzungserlaubnis zum Aufstellen von Altkleider-Containern im öffentlichen Straßenraum. Die Erlaubnis war unter Hinweis darauf versagt worden, dass die Beklagte Sondernutzungserlaubnisse für die Aufstellung derartiger Container generell nicht (mehr) erteile.
Die Verhandlung findet als Videoverhandlung statt.

16.06.2021

Justizzentrum Aachen, Sitzungssaal A 2.026

Uhrzeit: 9.00 Uhr

Aktenzeichen: 6 K 921/20 

N. N. ./. Städteregion Aachen

 

Der Kläger wehrt sich gegen die behördliche Wegnahme seines Hundes. Diese war aus tierschutzrechtlichen Gründen erfolgt wegen Verhaltensauffälligkeiten des Hundes und tierschutzwidriger Umstände der Unterbringung (verwahrloste Wohnung).

21.06.2021

Justizzentrum Aachen, Sitzungssaal A 2.012

Uhrzeit: 12.30 Uhr 
Aktenzeichen: 7 K 221/21 und 7 K 254/21
N. N. ./. Land NRW
Ein Landwirt aus Aachen wehrt sich gegen die Kürzung landwirtschaftlicher Prämien. Ihm wird vorgeworfen, einen Bullen mit Ohrmarken nachgekennzeichnet zu haben. Er macht geltend, das Tier mit den anscheinend falschen Ohrmarken sei nicht auf seine Veranlassung oder gar durch seine Mitwirkung in seinen Stall gelangt.
22.06.2021

Justizzentrum Aachen, Sitzungssaal A 2.012

Uhrzeit: 9.00 Uhr

Aktenzeichen: 6 K 2374/20 und 6 K 2375/20

N. N. ./. Städteregion Aachen

 

Im Verfahren 6 K 2374/20 begehrt die Klägerin die Aufhebung einer Ordnungsverfügung, mit der ihr die Verbringung und Ablagerung von Abfällen jeglicher Art auf einem Gelände neben dem Bahnhof in Stolberg und jegliche Demontage von Elektrogeräten und Altfahrzeugen untersagt worden ist. Zudem wurde sie aufgefordert, sämtliche Abfälle auf dem Grundstück ordnungsgemäß zu entsorgen und entsprechende Entsorgungsbelege vorzulegen. Im Verfahren 6 K 2375/20 wendet sich die Klägerin gegen den insoweit ergangenen Gebührenbescheid über 1.000 Euro.

22.06.2021

Justizzentrum Aachen, Sitzungssaal A 2.012

Uhrzeit: 10.30 Uhr

Aktenzeichen: 6 K 2734/20

N. N. ./. Stadt Aachen

 

Der Kläger wendet sich gegen eine Allgemeinverfügung der Stadt Aachen vom 14. Oktober 2020. In dieser war u. a. geregelt, dass aus infektionsschutzrechtlichen Gründen bei Versammlungen bestimmte Auflagen einzuhalten waren, insbesondere ein Mindestabstand von 2 m zwischen Personen. Die Allgemeinverfügung ist zwischenzeitlich aufgehoben worden. Der Kläger begehrt nunmehr die Feststellung der Rechtswidrigkeit der angegriffenen Regelungen. 
25.06.2021

Justizzentrum Aachen, Sitzungssaal A 2.012

Uhrzeit: 10.00 Uhr

Aktenzeichen: 5 K 831/19 

N. N. ./. Kreis Düren IF "" <> "" "
"  

 

Das Verfahren betrifft eine Ordnungsverfügung, durch die der Klägerin die Nutzung der Rezeption und mehrerer Zimmer eines in der Gemeinde Heimbach gelegenen Hotels untersagt worden ist. Der Beklagte stützt die Ordnungsverfügung auf eine formelle Illegalität der Nutzung. Die Rezeption und einige Zimmer seien abweichend von der dem Rechtsvorgänger der Klägerin am 25. September 1991 erteilten Baugenehmigung errichtet worden.
